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           30.04.2009 

Aufruf an Alle - 
 
besonders an die demokratischen Parteien, Organisat ionen und Initiativgruppen! 
 
 

Einladung zur Großdemonstration in Erfurt 
--- für mehr Gerechtigkeit und Demokratie in Thürin gen --- 
 

     am Donnerstag, d. 07. MAI 2009 um 16.00 Uhr vo r dem Landtag  
  
Liebe Bürgerinnen und Bürger von Thüringen, 
die Bürgerallianz Thüringen e.V. gegen überhöhte Kommunalabgaben veranstaltet diese Demonstration und 
erwartet eine hohe Beteiligung.  
Wir fordern die Abschaffung aller Zwangsbeiträge als sinnvollste und vernünftigste Lösung! 
 
Die bestehenden Initiativen in Thüringen, die sich für mehr Gerechtigkeit und Demokratie einsetzen, sind 
aufgerufen an dieser Demonstration teilzunehmen. 
Besonders von den zur  Wahl stehenden demokratischen Parteien erwarten wir zu dieser Veranstaltung klare 
politische Aussagen zur Lösung der bekannten Problemkreise. 
 
Redebeiträge sind am 07.05.09 ausdrücklich erwünscht, sie sollten möglichst nicht länger als 5 Minuten dauern! 
Nicht alle Parteien haben sich bisher beim Veranstalter angemeldet! 
 
Hinweis! 
Die aktuelle Entscheidung des Verfassungsgerichtes Weimar (vom 23.04.09) bestätigt die Grundauffassung  
der Bürgerallianz in allen wichtigen Punkten: 
 

1. Das Verbot der Erhebung von Trinkwasserbeiträgen wurde bestätigt! 
Das ist ein großer Erfolg für alle Bürger. 

2. Die vorgeschriebene Berechnungsmethodik für Abwasserbeiträge ist verfassungswidrig! 
Diese Auffassung hatte die Bürgerallianz schon immer und fordert deshalb die Abschaffung der  
ungerechten Abwasserbeiträge. 

3. Die kommunale Selbstverwaltung wurde mit dem Urteil gestärkt! 
Die Kommunen können selbst entscheiden, ob und wie  Beiträge erhoben werden. 

4. Die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen muss nicht zwingend erfolgen, dies zeigt das Urteil des 
Verfassungsgerichtes deutlich!  
Das sächsische OVG Bautzen hat die Entscheidung zu Straßenausbaubeiträgen beispielsweise zurück in 
die Entscheidung der Kommunen gelegt. 

 
20 Jahre nach der erfolgreichen und friedlichen Revolution ist es an der Zeit gemeinsam ein lösbares Problem zu 
beseitigen - die Abschaffung der unsäglichen Zwangsbeiträge überall in Thüringen muss gelingen. 
Wir wollen Zukunft gestalten und nicht durch ungerechte Uraltverordnungen behindert werden. 
Milliarden für die Banken und Abzocke bei Geringverdienern – das geht nicht gut! 
 
Mit freundlichen Grüßen  
gez. Peter Hammen      (Landesvorsitzender der Bürgerallianz ) 


